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Dieses am Vorabend einer neuen Viererkonferenz geführte Gespräch soll dazu dienen, 
die deutsche Situation illusionslos zu umreißen. Vielleicht kann es durch leidenschaftslose 
Erörterung der Tatbestände dazu beitragen, die Standpunkte der politischen Gruppen 
anzunähern und den Auslandslesern eine Vorstellung von der Gewissensnot zu geben, 
die Jeder Deutsche bei der Behandlung dieser Frage durchzukämpfen hat. Wir werden 
dieses Gespräch fortsetzen  und hoffen, vom Grundsätzlichen auch in das Konkrete vor- 
stoßen zu  können.

Deutsdiland als Traum und Aufgabe

Wer über die Frage der deu t­
schen W iedervereinigung dis­

kutieren will, ohne bloß Thesen 
aufzustellen, Axiome zu vertreten  
und Illusionen nadizuhängen, muß 
sich über eine Grundtatsache klar 
sein: Es ist eine böse Fügung, daß 
ausgerechnet diese brennendste 
Frage unseres nationalen Schick­
sals mehr oder weniger außerhalb 
des Bereiches unserer eigenen na­
tionalen Entscheidungsfreiheit und 
-möglidikeit liegt.

Das wird in den m eisten Fällen 
übersehen, und daher verliert sidi 
die Diskussion so leicht im luft­
leeren Raum, und daher frißt sie 
sidi so leicht fest. Beides ist in 
einem Maße geschehen, daß ernste 
Gefahr für das Problem selbst be­
steht, d. h. daß in der leerlaufen­
den und leidenschaftlicäien Diskus­
sion über die Taktik zur Lösung 
der Frage das Problem als ver­
pflichtendes Gemeinschaftsproblem 
selbst verschwindet.

Wie ist die rechtliche 
und die tatsächliche Situation?
Das Potsdamer Abkommen sah 

eine einheitliche Verwaltung der 
vier Zonen vor. Organ der Verwal­
tung sollte der Kontrollrat sein. 
Diese reditlidie Konstruktion schei­
terte an den politischen Realitäten: 
an der Tatsache, daß der W esten 
und der Osten, die sich in Deutsch­
land geteilt hatten, ganz verschie­
den dachten und ganz etwas ande­
res wollten. Und sie scheiterte wei­
ter daran, daß der W esten wie der 
Osten in den von ihnen beherrsch­
ten Teilen Deutschlands Faustpfän­
der sahen, die für sie keinen Eigen­
wert mehr hatten, und Vorfeld­
bastionen, die sie in die immer schär­
fer und schärfer sich abzeichnenden 
Fronten des kalten Krieges einbe­

zogen. Das Deutschlandproblem 
hörte mit anderen W orten auf, ein 
deutsches Problem zu sein, es 
wurde ein weltpolitisches Problem 
— nicht, was auch vielfach über­
sehen wurde und wird, im Sinne 
einer absoluten Rangstellung, son­
dern im Sinne eines der vielen Teil­
probleme, aus denen sich die gegen­
wärtige weltpolitische Konstella­
tion und ihre W irrnis zusammen­
setzen und erklären.

Diese Entwicklung vollzog sich 
nicht nur m ehr oder weniger außer­
halb der deutschen Einfluß-, son­
dern auch außerhalb der deutschen 
Gefühlssphäre, solange den beiden 
Teilen Deutschlands kein eigen­
staatliches Recht, keine eigen­
staatliche V erantwortung und da­
mit auch kein gesamtdeutsches 
Denken und Fühlen zugewachsen 
waren. Sie w urde zum belasten­
den politischen imd zum entschei­
dendsten psychologisdien Problem, 
als sich die Bundesrepublik und 
die Deutsche Demokratische Repu­
blik konstituierten, beide unter die 
Gewissensnot gestellt wurden, nur 
einen Teil Deutschlands zu vertre­
ten, und beide dieser Gewissensnot 
mit dem Anspruch begegneten, für 
ganz Deutschland zu sprechen und 
die Sache des einigen Deutsdiland 
als eigene Sache zu verfechten. In 
diesem Augenblick bemächtigte sich 
die Propaganda des Problems und 
hüllte es m ehr und mehr ein: 
die Propaganda von Staat zu Staat 
und schließlich auch im eigenen 
Staat die Propaganda von Partei 
zu Partei. Die Propaganda hatte 
ein Gutes: sie machte Gewissen 
und Verantwortung wach; sie hatte 
ein Schlechtes; sie verzerrte und 
vernebelte das wirkliche Problem. 
Sie schob auf der einen Seite das 
Problem in die A ktualität und ent­

zog es auf der anderen Seite der 
Realität. Sie erzwang ihm den Rang 
einer nicht m ehr ausweichbaren 
und in dieser Ausweichbarkeit auch 
von den einander gegenüberstehen­
den Großmächten anerkannten 
Frage, und sie minderte es auf der 
anderen Seite gleichzeitig herab 
zum billigen Parteislogan.

Fakten und Voraussetzungen
Es ist demgegenüber notwendig, 

sich zunächst einmal wieder über 
die Fakten klar zu werden:

1. Die Bundesrepublik wie die 
Deutsche Demokratische Republik 
sind fest eingegliedert in die beiden 
Fronten des westlichen und des 
östlichen Lagers.

2. Es kann als gewiß gelten, daß 
keines der beiden Lager Deutsch­
land, und das gilt für seine Teile 
wie für das Ganze, in das andere 
Lager entläßt, wenn es dam it nur 
eine bedrohliche Schwächung sei­
ner eigenen Sicherheit oder seines 
eigenen Potentials erw arten muß. 
Diese W ahrheit gilt für W est und 
Ost gleichermaßen: es wird bei der 
ganzen Diskussion vielfach über­
sehen, daß nicht nur der 'Osten, 
sondern daß ebenso der Westen, 
auch im Deutschlandvertrag und 
in der Souveränitätserklärung, alle 
Entscheidungen bezüglich Gesamt­
deutschlands sich V orbehalten haben.

3. Es muß w eiter als unbestritten 
gelten, daß Deutschland, und das 
gilt wiederum für Teildeutschland 
wie für Gesamtdeutschland, seiner 
geschichtlichen und geistigen Tra­
dition nach in jenes Lager gehört, 
das, etwas emphatisch gesagt, weil 
der Begriff im Laufe der Jahrhun­
derte abgewetzt worden ist, die 
abendländische Idee vertritt, wie sie 
der humanistische Freiheits- und 
der christliche Ordnungsbegriff ge­
prägt haben.
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4. Es kann w eiter als sid ier gel­
ten, und wird audi von den poliU- 
sdien und parlam entarisdien Geg­
nern einer vertraglidien Bindung 
der Bundesrepublik an den W esten 
anerkannt, daß eine Neutralisierung 
Deutsdilands nidit in Frage kom­
men kann, und zwar n id it nur, 
well eine N eutralisierung nadi der 
Ratifikation der Pariser Verträge 
einen V ertragsbrudi darstellen 
würde, der die Bundesrepublik um 
jede Vertrauensbasis in der west- 
lidien W elt bringen würde, son­
dern weil ein Deutsdiland, das aus 
der europäisdien Front ausbridit, 
diese europäisdie Front zum Ein­
sturz bringen, selbst in eine hoff­
nungslose Isolierung geraten und 
in dieser Isolierung über kurz oder 
lang dem Sog jener gewaltigen, 
augenbliddidi vielleidit nidit in 
ihren Mitteln, aber in ihrer Ten­
denz aggressiven M adit im Osten 
unterliegen würde.

Stellt man diese Tatsadien neben­
einander, dann erkennt m an den 
ganzen gefährlidien circulus viti- 
osus, in den das Deutsdilandpro- 
blem geraten ist und der die Poli­
tik  der Bundesrepublik in einen 
K reis immer stärkerer W irrnis zu 
ziehen droht: Deutsdiland gehört 
zum  W esten, und die Bundesrepu­
blik hat sidi dem W esten ver- 
pfliditet; aber der O sten wird kein 
einiges Gesamtdeutsdiland erlau­
ben, das eine soldie Verpfliditung 
übernimmt. Umgekehrt: Ist die Bun­
desrepublik gewillt, auf Verbin­
dung mit dem W esten zu verzidi- 
ten, um die Einigkeit zu retten, so 
gefährdet sie, m it der sidieren Aus- 
sid it eines endgültigen Verlustes, 
jene Freiheit und jenen abendlän- 
disdien Lebensbegriff, die allein 
uns das Leben lebenswürdig madien.

W as will sie? Die Einigkeit eines 
deutsdien Satellitenstaates, in dem 
Deutsdiland aufgehört hat, Deutsdi­
land zu sein, oder die Freiheit 
eines deutsdien Teilstaates, der auf 
die Einigkeit verziditet und zusieht, 
wie der andere Teil Deutsdilands 
in die N adit versinkt?

N atürlidi können wir keines von 
beiden wollen. Aber wo bietet sidi 
die dritte Lösung, die Lösung einer 
Synthese, die die Forderung nadi 
Einigkeit vmd Freiheit aus einer 
rhetorisdien Floskel zu einer real- 
politisdien M öglidikeit madit?

Am  falschen Ende angepackt
Es sei hier ein  ketzerisdies W ort 

gestattet: man hat meiner A nsidit 
nadi das W iedervereinigungspro­
blem am falsdien Ende angepadct 
und aufgezäumt. Man hat sidi auf 
das Ziel gestürzt, aber die Voraus­
setzungen n id it bedadit. Die Vor­
aussetzung ist aber ebenso simpel 
wie entsdieidend: es wird niemals 
eine Einigung über die deutsdie 
W iedervereinigung geben, wenn 
nidit vorher eine Verständigung 
über die Bereinigung der weltpoli- 
tisdien Gegensätze gefunden wor­
den ist. H ier muß der Hebel ange­
setzt werden, alles andere ist Ge­
rede im luftleeren Raum. Solange 
die beiden Deutsdiland als politi­
sdie Faustpfänder und als strate- 
gisdie Vorfeldstellungen betraditet 
werden, die notwendig gehalten 
werden müssen, weil der Blidc auf 
den Gegner nidit erlaubt, sie frei­
zugeben, solange wird man viel 
über die W iedervereinigung disku­
tieren, aber man wird sie nidit er- 
reidian. Der Gesamtkomplex der 
weltpolitisdien Spannungen muß 
bereinigt werden, dann kann das 
Teilproblem Deutsdiland audi be­
reinigt werden; vorher nidit.

W enn es einmal erreid it sein 
wird, daß Sowjetrußland in Amerika 
n id it mehr die sprungbereite Madit 
sieht, deren Angriff es zu fürditen 
hat, und Am erika in Sowjetrußland 
n id it m ehr den däm onisdien Be- 
droher und Zerstörer seiner Ord­
nung sieht, der nur darauf lauert, 
Hammer und Sidiel über die ganze 
Erde zu setzen, dann wird die 
Stunde gekommen sein, in der Mos­
kau darauf verziditet, in dem ihm 
wesensfremden europäisdien Raum 
eine deutsdie Vorfeldstellung zu 
halten, und dann w ird Amerika 
bereit sein anzuerkennen, daß die 
geistige Bindung Gesamtdeutsdi- 
lands an  den W esten eine strate- 
gisdie V erankerung unnötig madit.

Der W eg dahin ist vielleidit lang; 
aber es sdieint, als ob w ir am An­
fang wären: V iererkonferenz und 
europäisdies Sidierheitssystem, das 
sind die nädisten Etappen. Sie 
müssen behutsam, geduldig und 
ohne N ervosität angegangen wer­
den, ohne Illusionen, aber aud i mit 
Glauben und V ertrauen. Und vor 
allem unter Verzidit darauf, ein 
Problem, das so sdiw er mit V er­
antwortung beladen ist, zu nahe an 
die Demagogie zu lagern! (Wi.)

Klare Vorstellungen sind Voraussetzung

E in e  objektive Überlegung muß 
zu dem Sdiluß kommen, daß die 
Bundestagswahlen im September 
1953 der Bundesregierung nidit 
ein außenpolitisdies M andat erteilt 
haben. W enn also heute die M ehr­
heit der damals gewählten Abge­
ordneten eine außenpolitisdie Linie 
besdiließt, tu t sie das auf Grund 
ihrer persönlidien Entsdieidung, 
nidit aber im Auftrag derjenigen 
Bevölkerungskreise, die sie vor zwei 
Jahren gewählt haben. Darüber 
hinaus muß gesagt werden, daß 
weder in der Offentlidikeit nodi im 
Parlam ent eine eindeutige Klärung 
der außenpolitisdien Positionen er­
folgt ist. Parteipolitisdie Taktik hat 
diese Klärung ebenso verhindert 
w ie die objektive Sdiwierigkeit 
einer riditigen außenpolitisdien Er­
kenntnis und wie das unklare Den­
ken, das keineswegs ein V orredit 
der W ähler ist, sondern durdiaus 
audi Politiker und Beamte auszeidi- 
nen kann.

Die bisherige Diskussion 
Die Bundesregierung hat bis jetzt 

eine Politik verfolgt, die nidit nur 
den w estdeutsdien provisorisdien 
Staat in ein enges Bündnisverhält­
nis mit den N adibarstaaten W est­
europas und den USA bringen sollte, 
sondern die innerhalb dieses «west­
lichen“ Bündnissystems die mili- 
tärisdie Stärke erhöhen sollte, von 
der aus man auf eine bessere V er­
handlungsposition dem Osten ge­
genüber hoffte. Meinungen, die in 
England und Frankreidi sehr breite 
Sdiiditen hinter sidi hatten, sind 
in der Bundesrepublik fast als 
staatsfeindlidi betrachtet worden, 
wenn sie nidit eindeutig für die 
Sdiaffung einer Verhandlungsposi­
tion „aus der Stärke heraus" ein­
traten. Einzelne Politiker haben 
trotzdem den Mut besessen, für 
eine andere außenpolitische Linie 
einzutreten, die sie mißverständlidi 
als „Neutralisierung“ bezeidineten. 
W egen dieser M ißverständlidikeit
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und wegen der massiven Diffamie­
rung des W ortes „Neutralismus“ 
haben diese Politiker, wenn sie bei 
Wahlen Kandidaten aufstellten, nur 
bescheidene Erfolge erringen kön­
nen. Es läßt sich also durchaus 
sagen, daß ihre Art von sogenann­
tem Neutralismus wenig Echo bei 
den breiten Massen gefunden hat, 
was nicht notwendig heißt, daß sie 
unbedingt abgelehnt wird. Die 
Opposition im Parlam ent schließ­
lich hat es sorgfältig vermieden, 
ihre Ansicht mit der dieser „Neu­
tralisten“ gleichzusetzen. Sie mahnt 
die Bundesregierung weniger zu 
grundsätzlich anderen Entscheidun­
gen als vielmehr zu einer anderen 
Taktik. Sie will vor der Entschei­
dung zugunsten der Stärke alle 
ihrer Ansicht nach vorhandenen 
Verhandlungsmöglichkeiten bis zum 
letzten ausschöpfen.

Die plötzliche Entwicklung in 
Österreich hat in W estdeutschland 
Unruhe hervorgerufen. Man über­
legt, ob es nicht tatsächlich eine 
ganz andere Linie zwischen der bis­
herigen amtlichen Politik und dem 
verlästerten Neutralismus gebe. Die 
Diskussion um diese andere Linie 
leidet jedoch darunter, daß sie nur 
teilweise von bekannten Voraus­
setzungen ausgehen kaim. Sie darf 
als sicher annehmen, daß die über­
wiegende M ehrheit der Politiker 
und der W ähler in den europäischen 
Nachbarländern die Erhaltung des 
Friedens mit der Sowjetunion höher 
wertet als alle anderen politischen 
Gesichtspunkte, daß sie auch einen 
erheblichen Preis dafür zu zahlen 
bereit ist. Ebenso darf sie als sicher 
annehmen, daß die w esteuropä­
ischen Staaten wie die Bundesrepu­
blik selbst fest an die USA gebun­
den sind. Darüber hinaus aber sind 
wesentliche Faktoren für die For­
mulierung einer deutschen Politik 
unbekannt. Deshalb ist die Diskus­
sion völlig unfruchtbar, wenn un­
beweisbare Meinungen über angeb­
liche Absichten aufeinanderprallen. 
Niemand kann sicher beweisen, was 
die Sowjetunion wirklich will, wann 
sie es will und wie sie ihren W illen 
durchzusetzen gedenkt. Niemand 
kann die innenpolitische Entwick­
lung in der Sowjetunion Voraus­
sagen und ihre außenpolitische 
Bedeutung korrekt bewerten. An­
dererseits kann man auch nicht mit

Sicherheit eine endgültige Aus­
sage über die Absichten, die Taktik 
und die weitere Entwicklung in den 
USA machen. Es ist ein Vorrecht 
der beiden großen Weltmächte — 
ein Vorrecht, das übrigens auch von 
der Chinesischen Volksrepublik in 
Anspruch genommen wird —, der 
W elt und besonders ihren Gegen­
spielern keine Auskunft verbind­
licher A rt über ihre letzten Ab­
sichten zu geben. Ein Streit über 
diese bewußt gehüteten Geheim­
nisse und nicht voraussehbaren Er­
eignisse ist also völlig müßig.
IFas icill man —

toas d a rf  man wollen?
Die Aufgabe der außenpolitischen 

Diskussion in W estdeutschland ist 
nicht Spekulation, Prophetie oder 
die V erkündung von W unschträu­
men, sondern zunächst einmal eine 
Klärung über das, was man eigent­
lich will und wollen darf, danach 
eine Erkimdung aller erkennbaren 
Vorbedingungen für die Durchset­
zung dieses Willens.

Unbedingte Einigkeit besteht in 
W estdeutschland darüber, daß eine

I  W s s  _ ■

i k o c r e r

friedliche W eiterentwicklung wich­
tiger ist als jedes andere Ziel. Man 
geniert sich, es auszusprechen, aber 
es ist trotzdem wahr: Auch die so­
genannte W iedervereinigung, besser 
gesagt: die W iederherstellung eines 
unabhängigen deutschen Staats­
wesens in einem Rumpfgebiet, soll 
nach der allgem einen Einsicht nicht 
angestrebt werden, wenn sie nur 
um den Preis eines Krieges oder 
kriegsähnlicher Ereignisse zu er­
reichen ist. Das wird so ausgedrückt, 
daß m an sagt, für eine W iederver­
einigung müsse es die beiden Teile, 
die vereinigt werden sollen, noch 
geben. Ein Krieg aber werde sie 
vernichten. Ebenso besteht in W est­
deutschland Einigkeit darüber, daß 
man gern bereit ist, am liebsten 
aus freiem und souveränem  Ent­
schluß, unter Umständen aber auch 
ohne volle eigene Souveränität, 
eine über ein Bündnis hinausgehende 
Einigimg, fast einen Zusammen­
schluß mit den westeuropäischen 
N achbarstaaten zu vollziehen.

Heute überlegt man, ob die euro­
päische Einigung, die von der So­

a
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wjetunion ihren Aussagen nach 
solange als Bedrohung betraditet 
wird, w ie sie in der Form einer 
militärischen Allianz vor sidi geht, 
nidit audi ohne diesen Beigesdimadi 
durdizuführen wäre. Man w ünsdit 
sidi eine Position, die eine Außen­
politik nadi dem M uster Sdiwedens 
ermöglidit. M an weiß, oder man 
glaubt zu wissen, daß die Bundes­
republik geographisdi zu einer 
„sdiwedisdien Lösung" nidit ge­
eignet ist. V ielleidit w äre aber ein 
vereinigtes und gerüstetes Europa, 
das der am erikanisdien U nterstüt­
zung ohnehin sidier sein könnte, in 
der Lage, bei einer selbstverständ- 
lidien kulturellen Zugehörigkeit 
zum „W esten", aber ohne mili- 
tärisd ie oder politisdie Bindung an 
die USA, eine Politik der bewaff­
neten N eutralität nadi sdiwedisdiem 
M uster zu treiben, ü b er diese Mög- 
lidikeit hat W estdeutsdiland nidit 
zu entsdieiden, denn sie setzt das 
britisdie, skandinavisdie, nieder- 
ländisdie, belgisdie, französisdie 
und italienisdie Einverständnis vor­
aus. W estdeutsdilaiid könnte sie 
aber immerhin w ünsdien und muß 
n id it naturnotwendig den zögern­
den europäisdien N adibarn gegen­
über einen fast „überamerika- 
nisdien* Standpunkt betonen. Ob 
die Sowjetunion eine Auflösung 
der NATO in dieser Riditung als 
Preis für die Freigabe M itteldeutsdi- 
lands oder sogar w eiterer Gebiete 
annehmen würde, läßt s id i dabei 
n id it Voraussagen.

Das Verhältnis von Mittel- und 
Ostdeutschland

Der zweite Punkt, über den man 
sidi in W estdeutsdiland klar w er­
den sollte, betrifft unser Verhältnis 
zu den m itteleuropäisdien und ost- 
europäisdien Gebieten zwisdien 
dem „Eisernen V orhang“ und den 
W estgrenzen der eigentlidien So­
wjetunion. W ill und soll m an sie 
preisgeben? W ill und soll man sie 
„befreien“? In dieser Beziehung 
klingen die Stimmen aus Amerika 
n id it eindeutig. Daran kann die 
w estdeutsdie öffentlid ikeit nidits 
ändern. W as sie aber überlegen 
sollte, ist unser eigenes Verhältnis 
zu unseren unm ittelbaren Nadibar- 
gebieten zwisdien derT rave und der 
Ostgrenze Polens. Eine italienisdie 
K arikatur w eist mit Redit darauf 
hin, daß ein Sdiritt aus dem nidit-

sow jetisdien Europa hinaus die So­
wjetunion nur in das Anfmarsdi- 
gebiet ostw ärts der polnisdien 
Grenze zurüdtführt, w ährend die 
USA nasse Füsse im Atlantik be­
kommen würden. Daraus wäre die 
Folgerung, daß man zwar den Rüde­
zug der Sowjetunion hinter die 
Curzon-Linie fordert, also eine 
Freigabe Osteuropas nad i finni- 
sdiem oder österreidiisdiem  Vor­
bild, gleidizeitig aber die am eri­
kanisdien Stützpunkte in der Pfalz 
behalten mödite.

W enn diese Sdiw ierigkeiten aber 
nun gelöst wären, w as erw artet 
dann W estdeutsdiland von den bis­
her sowjetisdi besetzten Ländern? 
Hat es sidi überlegt, wie es die 
nationalen Sdiwierigkeiten zwisdien 
den Deutsdien einerseits, den Polen 
und Tsdiedien andererseits lösen 
will? Man darf nidit darüber spre­
dien, weil man sonst W ählerstimmen 
verliert. W enn man n id it darüber

spridit, denkt man aud i nidit dar­
über nadi. Man läßt das heiße Eisen 
liegen und verziditet darauf, eine 
neue, friedlidie Konzeption für das 
Zusammenleben zwisdien den Deut­
sdien und ihren N adibarvölkern zu 
entwidceln. Man gebraudit Phrasen 
und versprid it zugleidi den deut­
sdien H eim atvertriebenen und den 
fremden N adibarn alles. Dieselben 
Phrasen dedct im sozialen Bereidi 
das vieldeutige W ort „Freiheit“. 
W ill man die eigene W irtsdiafts- 
verfassung gegen den W illen der 
N adibarn nad i O sten ausdehnen, 
will m an sie dem O sten zuliebe 
ändern, mindestens den eigenen 
W ohlstand teilen, oder will man 
die östlidie Entw iddung im bis­
herigen Zustand hinnehmen? Je  
stärker man sidi im Bewußtsein 
der eigenen Unfehlbarkeit verhär­
tet, desto m ehr verbaut man einen 
W eg zur Zukunft aus der bisherigen 
Sadigasse heraus. (-ff-)

Richtung und Ausmaß der eigenen Initiative

I m  Zusammenhang mit dem Ab- 
sdiluß des österreidiisdien Staats­
vertrags, der durdi direkte V er­
handlungen der österreidiisdien 
Staatsm änner mit den Sowjets vor­
angetrieben worden ist, taud it bei 
uns verständlidierw eise die Frage 
auf, ob n id it audi w ir die Initiative 
für eine Bereinigung der Deutsdi- 
landfrage ergreifen sollten.
Die deutsche und die österreichische 

Lage sind verschieden
Zweifellos besteht in der Lage 

zwisdien ö ste rre id i und D eutsdi­
land eine weitgehende Parallele, 
die n id it weggeleugnet werden 
kann und zu Vergleidien heraus­
fordert. A ndererseits bestehen zwi­
sdien den Situationen beider Län­
der tiefgreifende Untersdiiede, die 
eine Differenzierung im politisdien 
V orgehen verlangen. Vom sowje- 
tisd ien  Standpunkt aus dürfte das 
Aufgeben der strategisdien Posi­
tion in  ö s te rre id i anders bew ertet 
werden als das Aufgeben der Stel­
lung in M itteldeutsdiland. Die stra- 
tegisdie Umklammerung des öst- 
lidien ö s te rre id i durdi Staaten des 
sow jetisdien M aditbereidis verrin­
gert den W ert der direkten Be­
setzung. N atürlidi ist audi das 
österreidiisdie W irtsdiaftspotential 
in seinem strategisdien Gewidit

anders zu bew erten  als das deut­
sdie. Und ferner kann das öster­
reidiisdie M ilitärpotential keine 
nennensw erte V ersdiiebung der 
politisdien G ewiditsverteilung be­
wirken, Sdiließlidi dürfen wir nidit 
vergessen, daß die Teilung ö ste r-  
reidis in Besatzungszonen niemals 
die w irtsdiaftlidie und politisdie 
Einheit des Landes beeinträditig t 
hat. W enn sid i also in  ö s te rre id i 
für die w estlidien und östlidien 
Gegenspieler eine lokale Lösung 
anbot, die zudem für die Sowjets 
als in teressanter politisdier Köder 
ausw ertbar sdiien, so ist die 
Deutsdilandfrage zu einer weltpoli- 
tisd ien  Angelegenheit geworden, 
in der unsere eigene Initiative nur 
sehr besdiränkt sein kann.

Um unsere Situation und unser 
Aktionsverm ögen rid itig  beurteilen 
zu können, müssen wir uns zu- 
näd ist von allen V ernebelungen 
freimadien. Trotz aller Leidensdiaft 
gegenüber dem angestrebten Ziel 
müssen w ir leidensdiaftslos die 
aktiven und passiven Posten unse­
rer Stellung erkennen. Dann wird 
es möglidi sein, die wenigen 
Chancen zu finden, um jenseits von 
Damagogie und Propaganda die 
realpolitisdi gegebenen W ege zu 
gehen.
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Politische Teilung 
erschwert die Alternative

W ir müssen uns k lar einge­
stehen, daß die politische Teilung 
Deutschlands in zwei souveräne 
Teilstaaten die eigene Initiative in 
der Frage der W iedervereinigung 
sehr erschwert. Ob w ir die Redit- 
mäßigkeit der sowjetzonalen Regie­
rung vom völkerreditlidien Stand­
punkt aus verneinen, spielt hierbei 
eine untergeordnete Rolle. W ir 
müssen uns klar sein, daß de facto 
beide Staaten und beide Regierun­
gen existieren, wenn audi ihre völ- 
kerrechtlidie Anerkennung jeweils 
nur von einem der politisdien 
Machtblödce erfolgt ist. Aus dieser 
Situation heraus muß Verständnis 
dafür aufgebradit werden, daß es 
nidit im deutsdien Interesse liegen 
kann, daß bei internationalen V er­
handlungen V ertretungen beider 
Teilstaaten offiziell auftreten. Eben­
sowenig kann es der W iederver­
einigung dienen, daß bei auslän- 
disdien Staaten diplom atisdie Ver­
tretungen beider Teilstaaten akkre­
ditiert werden. A ndererseits ist 
dem sowjetzonalen Regime daran 
gelegen, diese internationale An­
erkennung audi außerhalb des so- 
w jetisdien Maditblocks in irgend­
einer Form zu erreidien, um damit 
die mangelnde m oralisdie Legitima­
tion ersetzen zu können. Diese sidi 
aus der politisdien Situation erge­
bende U ntersdiiedlidikeit im Be­
streben um direkten K ontakt muß 
verstanden und erkannt werden.

Es gibt keine „Alternative“
In der innenpolitisdien A usein­

andersetzung über die W ege zur 
W iedervereinigung hat sidi aus 
den dem agogisdien Formulierun­
gen ein sdieinbar unüberbrüdibarer 
Dualismus ergeben, der in einem 
Gegensatz zwischen N eutralisierung 
und bedingungslosem Anschluß an 
den w estlidien Militärblodc im 
Sinne einer Politik der Stärke 
gipfelt. Tatsädilicb besteht dieser 
Gegensatz nicht. Dieser Gegensatz 
ist lediglidi pointiert worden aus 
Auslegungen des politisdien Geg­
ners. W ir sind uns genau so klar 
darüber, daß wir keine Politik der 
Stärke treiben können und daß 
diese Politik der Stärke, wenn sie 
von unseren Freunden befolgt 
würde, nur unseren Untergang be­

Siefw irkeiilsym pät^^^

BRISK
frisiert

. . .  sympathischer, weil es audi auf Ihre Frisur ankommt! 3
Brisk gibt Ihrem Haar— was Fett oder Leitungs wasser "
nicht erreichen — natürlichen, guten Sitz, ohne zu 
fetten, ohne zu kleben.

BRISK
hält Ihr Haar in Form!

F r i t i e r c r e m e

siegeln kann, ebenso wie wir uns 
k lar darüber sind, daß eine poli­
tische und kulturelle N eutralisie­
rung in dem Aufgeben unserer 
abendländisdien Lebensformen und 
damit zum Ende unserer volklichen 
und staatlichen Selbständigkeit 
führen würde. Obwohl nun dieser 
Gegensatz faktisch gar nicht be­
steht, diskutiert man über die Mög­
lichkeit eines „dritten W eges". 
Dieser dualistische Kinderglaube an 
Himmel oder Hölle führt uns auf 
einen gefährlidien und abseitigen 
Weg. In der Politik gibt es viele 
W ege, und es ist nur erforderlich, 
daß man sich selbst die W ege nidit 
verbaut.

W ir dürften es nicht nötig haben, 
unser Bekenntnis zur abendlän­
dischen Kultur und zu den Lebens­
formen der westlichen W elt unter 
Beweis stellen zu müssen. Diesem 
Lebensbild ist jeder Deutsche in 
der Ostzone und in der W estzone

verpflichtet, ganz gleidi wie seine 
Stellung zum wirtschaftlidien, sozi­
alen oder politischen Programm 
sein mag.
Die strategischen Interessen der 
Weltmächte bestimmen unsere Lage

Für die Besatzungsmädite dürfte 
aber dieser eindeutige Entscheid 
über den geistigen und kulturellen 
Standort der Deutsdien uninter­
essant sein. Für sie geht es um 
strategisdie Vorfelder. So ist es 
verständlich, daß die w estlidien 
Besatzungsmächte eine Lösung ab­
lehnen, bei der im zentraleuro- 
päiscben Gebiet Deutschland ein 
machtpolitisches Vakuum geschaf­
fen wird, während die Sowjets 
ihrerseits glauben, keiner Lösung 
zustimmen zu können, die für sie 
die Gefahr in sich birgt, daß das 
von ihnen faktisch besetzte M ittel­
deutschland bei seiner Vereinigung 
mit W estdeutschland in die m ilitär­
politische Sphäre des W estens ein-
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bezogen wird. Diese Zuspitzung der 
Situation hätte  natürlich von den 
Politikern der Weltmächte bereits 
1945 vorausgesehen werden kön­
nen. Sie ist der Grund dafür, daß 
nunmehr die Deutschlandfrage tat- 
sädilidi zu einer weltpolitischen 
Frage geworden ist.

ChiliastUche Hoffnungen . . .
Soll dieser düstere Aspekt nun 

bedeuten, daß wir auf die erhoffte 
W iedervereinigung solange warten 
müssen, bis eine nachhaltige Ent­
spannung des west-östlichen Ge­
gensatzes die Frage eines strate­
gischen Vorfeldes in Zentraleuropa 
uninteressant macht? Eine derartige 
Erwartung erscheint mir chiliastisch. 
Denn trotz aller Entspannung wird 
der west-östliche Gegensatz nie­
mals so verschwinden, daß ein 
strategisches Vorfeld nicht mehr 
wünschenswert wäre. Ein anderer, 
realistischerer W eg, der aber auch 
recht langwierig erscheint, könnte 
sich daraus ergeben, daß die euro­
päischen Völker zu einem stärke­
ren Selbstbewußtsein gelangen und 
im Zuge einer Auflockerung der 
polaren Machtblöcke dem Beispiel 
der asiatisch-afrikanischen V ölker­
gemeinschaft folgend zu einer 
Gruppenbildung kämen, die eine 
effektive Koexistenz von Staats­
und W irtschaftssystemen gewähr­
leistet.

Am Vorabend einer neuen V ierer­
konferenz über weltpolitische F ra­
gen dürfen wir uns aber vielleicht 
der Hoffnung hingeben, daß das 
Aushandeln verschiedener strate­
gischer und wirtschaftlicher Posi­
tionen in der ganzen W elt die 
Regelung der Deutschlandfrage in 
den Augen der W eltmächte zu 
einem interessanten W ertobjekt 
macht. N ur auf diesem W ege dür­
fen w ir auf eine Bereinigung des 
Deutschlandproblems rechnen.

Der Raum fü r  unsere Initiative
Es liegt auf der Hand, daß bei 

allen diesen Aktionen und Trans­
aktionen die deutsche Initiative 
sehr beschränkt ist. Sie sollte sich 
aber mit aller Gewalt darauf stü r­
zen, den weltpolitischen Verhand­
lungspartnern klar zu machen, daß 
in  der Behandlung der Deutsch- 
landfrage ein W ertobjekt zu sehen 
ist, das manches Prestigeobjekt im 
Fernen Osten oder anderswo auf-

wiegen kann. W ir müssen unser 
ganzes moralisches Gewicht darauf 
konzentrieren, daß das Aushandeln 
der weltpolitischen Positionen nicht 
auf unsere Kosten vor sich gehen 
darf und daß die seltene Gelegenheit, 
die sich hier für die Regelung der 
Deutschlandfrage bietet, nicht w ie­
der wie 1954 in Berlin verpaßt wird.

Mit der Geltendmachung unseres 
moralischen Anspruchs vor der 
W eltöffentlichkeit und unserer For­
derung vor den Besatzungsmäch­
ten darf sich unsere Initiative 
nicht erschöpfen. W ir müssen uns 
selbst klarmachen', welche politi­
schen Konzessionen für uns trag ­
bar sind, denn ohne solche Kon­
zessionen wird es bei der W ieder­
vereinigung nicht abgehen. W ir 
müssen mit Verantwortungsbewußt­
sein die äußerste Grenze abstecken.

Eine größere Initiative als bis­
her sollte auch auf dem Gebiet der 
rechtlichen und technischen Pro-

bleme, die die W iedervereinigung 
aufwirft, entfaltet werden. Eine 
verantw ortungsbew ußte Behand­
lung dieser Frage, die nicht in 
restaurativen Vorstellungen ver­
sanden darf, dürfte für die Bewoh­
ner der Ostzone von hohem psycho­
logischen W ert sein und ihre in­
nere  W iderstandskraft stärken.

Schließlich soll m an sich nicht aus 
autokratischer Ängstlichkeit vor 
privaten  und offiziösen Kontakten 
scheuen, die m it der Ostzone auf­
genommen werden können. W enn 
unsere staatsrechtliche Position die 
Aufnahme offizieller Kontakte ver­
hindert, muß. jede Möglichkeit 
wahrgenommen werden, die nicht­
offizielle Fühlungnahme zu fördern, 
um die wirtschaftliche und kultu­
relle Einheit unter der politischen 
Zweiteilung anzubahnen. Dabei 
muß man Zutrauen zu der Ver­
antw ortung des Einzelnen haben 
und Diffamierungen vermeiden, (h)

Neue weltpolitische Kräfte?
E s haben viele W eltkonferenzen stattgefunden und sind mit ihren Reso­

lutionen im Sande verlauf en. W enn wir die Konferenz von Bandung ledig­
lich nach ihren Resolutionen beurteilen wollten, so könnten w ir auch sie 
mehr oder weniger als ergebnislos bezeichnen. Damit w ürden wir aber 
einen großen weltpolitischen Fehler begehen. Und eine große Zahl von 
Kommentatoren der .w eißen“ Presse ist in diesen Fehler verfallen. 
Das Ergebnis der Konferenz von Bandung ist nicht aus dem W ortlaut 
ihrer Resolutionen herauszulesen, die in A nbetradit der divergierenden 
Meinungen wohl kaum präziser und schlagkräftiger hätten  erw artet w er­
den können. Das Ergebnis von Bandung liegt in  der Tatsache, daß trotz 
der polaren Blockbildung, die sich se it Ende des zweiten W eltkrieges 
abgezeichnet hat, diese Konferenz in dieser Zusammensetzung überhaupt 
stattfinden konnte.

Die Konferenz von Bandung kann den Bruch mit dem polaren Dualismus 
unseres politischen W eltsystem s bedeuten. Dem Geschick der leitenden 
Männer ist zu verdanken, daß sie nicht zu einer Demonstration des Hasses 
und kämpferischer Feindseligkeit ausgeartet ist, sondern zu einem Bekennt­
nis zum wirtschaftlichen Aufbau und zum W eltfrieden geworden ist. Wenn 
es auch m itunter den Anschein gehabt haben mag, als w enn sich die Aus­
führungen der Delegierten gegen eine unsichtbare Anklagebank gerichtet 
haben, so konnte es doch verm ieden werden, daß Rassen, S taaten oder 
W eltanschauungen als Angeklagte nominiert wurden. Schließlich wurden 
nicht Personen und Regierungen, sondern M ethoden verurteilt. Dabei 
wurde mit dem Neoimperialismus der antikolonialen Mächte ebenso 
scharf ins Gericht gegangen w ie m it dem Kolonialismus alter Prägung.

Aber das Schwergewicht liegt nicht auf dem Negativen, sondern darin, 
daß sich die heterogenen politischen Kräfte zu einem gemeinsamen w irt­
schaftlichen Aufbauwerk bekannt haben. In diesem W illen gemeinsamer 
Arbeit sind Indien wie auch China, Japan, die Türkei und Ä gypten einig. 
Was sich in Bandung zusammengefunden hat, ist keine politische Allianz, 
sondern eher eine Liga gemeinsamer menschlicher Anliegen. W enn in 
Fortsetzung dieses Beginns eine über das Machtpolitische hinausgehende 
Gruppenbildung zustande kommt, so kann damit das Ende des weltpo­
litischen Dualismus eingeleitet werden, und es drängt sich die Frage auf, 
ob nicht in  ähnlicher W eise auch einmal ein  Zusammenschluß aller euro­
päischen Völker auf der Grundlage ihrer menschlichen A nliegen erreicht 
werden kann, um zur Auflockerung der politischen Erstarrung beizu­
tragen. (sk)
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